
Kurzbericht - 62 

Ausschuss für Haushalt und Finanzen 
(144. Sitzung am 22. Februar 2017) 

Beratungsthemen: 

Öffentlicher Sitzungsteil 

1. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 

Kommunalabgabengesetzes und anderer Gesetze 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/5422 

 

Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Er schloss sich mit den Stimmen der 

Fraktionen der SPD und der Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der 

FDP der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für Inneres und Sport an, 

den Gesetzentwurf in einer geänderten Fassung (Vorlage 29) anzunehmen. 

 

2. a) Deutlicher Anstieg der Einbruchskriminalität - Niedersachsen muss bei der 

Bekämpfung der Einbruchskriminalität besser wer-den 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/5484 

 

 b) Einbruchskriminalität effektiv bekämpfen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/5698 

 

 c) Einbruchskriminalität effektiv bekämpfen! 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/7273 

 

 Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Er schloss sich der Beschlussempfehlung 

des federführenden Ausschusses für Inneres und Sport an, die Anträge unter a und b 

abzulehnen und den Antrag unter c unverändert anzunehmen. Die Beschlussfassung 

erging zu a mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der Grünen, gegen die Stimmen 

der Fraktion der CDU und bei Stimmenthaltung der Fraktion der FDP und zu b und c mit 

den Stimmen der Fraktionen der SPD und der Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen 

der CDU und der FDP. 

  

3. Mehr Schutz für die Menschen in Niedersachsen vor Terror und Kriminalität - die 

Landesregierung muss endlich umdenken! 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/6238 

 

Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Er schloss sich mit den Stimmen der 

Fraktionen der SPD und der Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der 

FDP der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für Inneres und Sport an, 

den Antrag abzulehnen.  

 

4. a) Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung der Elternbeiträge im Kindergarten 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP - Drs. 17/7280 

 

 b) Kindertagesstätten 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/6399 

 

 Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Er schloss sich der Beschlussempfehlung 

des federführenden Kultusausschusses an, den Gesetzentwurf unter a und den Antrag 

unter b abzulehnen. Die Beschlussfassung erging zu a mit den Stimmen der Fraktionen 

der SPD und der Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP und zu 

b mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der Grünen, gegen die Stimme der 

Fraktion der FDP und bei Stimmenthaltung der Fraktion der CDU. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/5001-5500/17-5422.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/5001-5500/17-5484.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/5501-6000/17-5698.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/7001-7500/17-7273.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/6001-6500/17-6238.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/7001-7500/17-7280.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/6001-6500/17-6399.pdf


 2 

  

5. Barrierefreier Zugang zum Recht muss auch in Niedersachsen gewährleistet sein! 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/5278 

 

Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Er schloss sich einstimmig der 

Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für Rechts- und 

Verfassungsfragen an, den Antrag in einer geänderten Fassung anzunehmen. 

  

6. Einrichtung eines Niedersächsischen Archivs für Künstlernachlässe 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/4182 

 

Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Er schloss sich mit den Stimmen der 

Fraktionen der SPD und der Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der 

FDP der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für Wissenschaft und 

Kultur an, den Antrag abzulehnen.  

  

7. Vorlagen  

 

Vorlage 332 betr. Unterrichtung in dem EU-Beschwerdeverfahren „Beihilfen zur 

Förderung wohlfahrtspflegerischer Aufgaben“ 

 

Der Ausschuss nahm die Vorlage zur Kenntnis.  

 

Vorlage 338 betr. Wiederbesetzung von Stellen  

 

Der Ausschuss nahm die Vorlage zur Kenntnis.  

 

Vorlage 339 betr. Maßnahmen im Sondervermögen zur Nachholung von Investitionen 

durch energetische Sanierung und Infrastruktursanierung von Landesvermögen ...  

 

Der Ausschuss stimmte der Vorlage einvernehmlich zu.  

 

Vorlage 340 betr. Neubau Diagnostiklabor mit Transfusionsmedizin bei der 

Medizinischen Hochschule Hannover 

 

Der Ausschuss stimmte der Vorlage mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der 

Grünen bei Stimmenthaltung der Fraktionen der CDU und der FDP zu.  

 

Vorlage 341 betr. Neubau für ein Studierendenzentrum bei der Hochschule Hannover 

 

Der Ausschuss stimmte der Vorlage einvernehmlich zu.  

 

8. a) Umsetzung der Wohnimmobilienkreditrichtlinie korrigieren - ältere Menschen 

und junge Familien nicht von Wohnimmobilienkrediten ausschließen - 

überschießende Regulierung zurücknehmen 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/6681 

 

 b) Wohneigentum fördern - Bessere Umsetzung der 

Wohnimmobilienkreditrichtlinie 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/6684 

 

 Der Ausschuss setzte die Beratung fort und schloss sie ab. Er empfahl dem Landtag mit 

den Stimmen der Fraktionen der SPD und der Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen 

der CDU und der FDP, beide Anträge abzulehnen. Die Fraktionen von SPD und Grünen 

kündigten an, zur abschließenden Beratung im Plenum einen Änderungsantrag 

vorzulegen.  

  

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/5001-5500/17-5278.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/4001-4500/17-4182.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/6501-7000/17-6681.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/6501-7000/17-6684.pdf
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9. Unterrichtung durch die Landesregierung über die in den aktuellen 

Presseberichterstattungen als offenkundig fehlerhaft dargestellten Planungen der 

MHH für das radiologische Zentrum 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine umfängliche 

Aussprache. 

  

10. Unterrichtung durch die Landesregierung über die in den aktuellen 

Presseberichterstattungen dargestellte beabsichtigte Aufteilung der 

Oberfinanzdirektion in zwei Landesämter und Neuordnung der Oberfinanzdirektion 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

Nicht öffentlicher Sitzungsteil 

11. Erörterung des Umgangs mit Informationen aus vertraulichen Sitzungen 

 

Der Ausschuss erörterte den o. g. Sachverhalt. 

 


